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Regio-S-Bahn Basel 
- Überlegungen zu einem grenzüberschreitenden 
trinationalen integrierten Nahverkehrskonzept 

VON GERHARD HEIMERL, STUTTGART 

1. Einführung 
Am südlichen Oberrhein mit dem Zentrum Basel bestehen über die drei Staatsgrenzen hin­
weg vielfältige Verflechtungen von Handel und Industrie sowie von Einwohner- und 
Arbeitsplatzstandorten. Auf dem Gebiet des öffentlichen Personennahverkehrs als wichti­
gem Bindeglied eines Ballungsraumes wurden jedoch bisher kaum entscheidende Schritte zu 
einer gemeinsamen Lösung realisiert. Diese Region als eng verflochtenes europäisches Wirt­
schaftsgebiet erscheint daher wie keine andere Region geeignet, exemplarisch die Möglich­
keiten einer grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, auch im öffentlichen Personennahver­
kehr zu prüfen und darzustellen. 

Ausgangspunkt dafür sind die auf der politischen Ebene, in den Gremien der Verwaltung 
und bei den Verkehrsunternehmen bereits existierenden Grundsatzentscheidungen und 
Überlegungen zum Aufbau eines grenzüberschreitenden Nahverkehrssystems in der Drei­
Länder-Region Basel, die den Weg zu einem grenzüberschreitenden Verkehrsverbund ebnen 
sollen. 

Grundlagen der Planung des grenzüberschreitenden Nahverkehrssystems der "Regio Basiliensis" 
wurden in verschiedenen Gremien, insbesondere im "Experten ausschuß Regio-S-Bahn" der 
"Arbeitsgruppe Regionale Verkehrspolitik" im Rahmen der Regionalausschüsse der 
deutsch-französisch-schweizerischen Regierungskommission sowie in einer Arbeitsgruppe 
der drei Staatsbahnen erarbeitet und erörtert. 

Als sinnvolle Voraussetzung für einen künftigen Verkehrsverbund wird allgemein die Schaf­
fung der Regio-S-Bahn angesehen. Für diese existieren bereits (Vor-)Untersuchungen hin­
sichtlich Linienführung, Haltestellen und Fahrplanangebot, die im Rahmen der Arbeits­
gruppe Regio-S-Bahn der drei Bahnen (DB, SBB, SNCF) ausgearbeitet wurden. Diese Arbei­
ten mündeten in den Entwurf einer sogenannten Pilotvariante, die ein Maximalkonzept der 
S-Bahn-Bedienung dieses Raumes darstellt. Für diese Pilotvariante wurden erste Verkehrs­
mengenberechnungen auf der Grundlage des Gesamtverkehrsmodells Basel durchgeführt. 
Dieses kann als Ausgangsbasis für eine integrierte feinräumige Planung verwendet werden. 
Anknüpfend an diese vielfältigen Aktivitäten auf Seiten der Politik, der Gebietskörperschaf­
ten und der Verkehrsunternehmen werden in diesem Beitrag die verkehrliche und organisa­
torische Ausgangslage sowie der Stand der Arbeiten erläutert. Dabei werden u. a. die in den 
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drei Staaten - teilweise unterschiedlichen - Ansätze in der Planung, Beurteilung und Finan­
zierung von Investitionen im öffentlichen Nahverkehr sowie der Bedarf für weitere detail­
lierte Untersuchungen aufgezeigt und Überlegungen für die Gestaltung eines grenzüber­
schreitenden integrierten Nahverkehrskonzepts mit dem Ziel eines Verkehrs- und Tarifver­
bundes angestellt. 

2. Grundsatzüberlegungen 

2.1 Allgemeines 

Der öffentliche Personennahverkehr steht seit Jahren - unter wechselnden Aspekten und 
unter mehr oder weniger emotional geprägten Argumenten - in der jeweiligen nationalen, 
regionalen und kommunalen verkehrspolitischen Diskussion. Einerseits erfreuen sich 
öffentliche Verkehrssysteme aufgrund der allgemeinen Sensibilisierung im Umwelt bewußt­
sein in der breiten Bevölkerung einer gestiegenen Wertschätzung und Anerkennung; sie 
haben gerade auch unter diesem Aspekt ihr Image entscheidend aufbessern können. Ande­
rerseits stellen die öffentlichen Verkehrsleistungen unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
nach wie vor schwierige Probleme dar, die unter dem Druck der knappen öffentlichen Mit­
tel den Finanzierungsträgern Sorge bereiten. 

Alle diese Aspekte werden in den drei in dieser Region beteiligten Staaten aus unterschiedli­
chen Blickwinkeln und mit unterschiedlicher Wertigkeit betrachtet. Während in der 
Schweiz vor allem die Umweltgesetzgebung zu einer unternehmensübergreifenden Betrach­
tung der Transportkette geführt hat, kommt in der Bundesrepublik Deutschland und vor 
allem in Frankreich neben der gesamtwirtschaftlichen Betrachtung den betriebswirtschaftli­
chen Aspekten des einzelnen Verkehrs betriebes primäre Bedeutung zu. 

Der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) hat wichtige gesellschaftliche Aufgaben zu 
erfüllen. Insbesondere in Ballungsräumen leistet er einen wesentlichen Beitrag zur Lebensfä­
higkeit und Lebensqualität des betreffenden Gebietes und seiner'Bürger und trägt damit zur 
Funktionsfähigkeit und zur gedeihlichen Weiterentwicklung der Wirtschaft bei. Seine Lei­
stungen müssen daher in einer Weise beurteilt werden, die sowohl die betriebswirtschaftli­
che Situation aus der Sicht der Verkehrsunternehmen als auch die gesamtwirtschaftlichen 
Nutzen und Kosten offenlegt. Dabei scheint es für eine ausgewogene Betrachtung zwingend, 
auch die Randbedingungen verschiedener Art, die politischen Vorgaben und Vorstellungen 
mitzuberücksichtigen. So reden die einen von Zielvorstellungen, bei denen häufig (bewußt 
oder unbewußt) wirtschaftliche Grundregeln im Hintergrund bleiben; die anderen sehen 
(aus ihrem unternehmerischen Blickwinkel ggf. verständlicherweise) nur die betriebswirt­
schaftliche Seite des öffentlichen Nahverkehrs. 

Auf politischer Ebene besteht allgemein insofern weitgehend Konsens, daß die "Wirtschaft­
lichkeit im ÖPNV" nicht allein betriebswirtschaftliche, sondern in erster Linie gesamtwirt­
schaftlichel gesamtgesellschaftliche Betrachtung bedeuten muß. 

Die Gesetzgeber haben daher - unterschiedlich in den drei Staaten - gewisse Grundlagen für 
die Beurteilung von Investitionen in den ÖPNV geschaffen. In den folgenden Abschnitten 
werden diese gesetzlichen Regelungen, Vorschriften und Verwaltungsvereinbarungen darge-
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stellt und der daraus abzuleitende generelle Planungsablauf für die Region Oberrhein als 
Anwendungsfall exemplarisch aufbereitet. 

2.2 Gesetze, Vorschriften und Verwaltungsvereinbarungen 

Wichtige Rahmenbedingungen für di~ Feinplanung stellen generell die in den beteiligten 
Ländern vorgegebenen gesetzlichen Grundlagen, Vorschriften und Verwaltungsvereinba­
rungen für ÖPNV-Planungen bzw. ÖPNV-Investitionen und ÖPNV-Betrieb dar. 

2.2.1 Bundesrepublik Deutschland 

In der Bundesrepublik Deutschland wird der Ausbau des öffentlichen Personennahverkehrs 
durch Investitionshilfen des Bundes nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz geför­
dert. Danach können Infrastrukturmaßnahmen unter bestimmten Randbedingungen bezu­
schußt werden, wobei der Bund 60 % der Investitionen, die Länder und regionalen Gebiets­
körperschaften 40 % zu tragen haben. 

Als Instrumentarium zur Entscheidungshilfe über die Mittelvergabe war im Jahre 1976 eine 
erste "Anleitung für die Standardisierte Bewertung von Verkehrswegeinvestitionen des 
ÖPNV" entwickelt worden, die im Einvernehmen zwischen dem Bundesverkehrsministe­
rium und den zuständigen Länderministerien einer mehrjährigen Erprobungsphase unterzo­
gen wurde. Die Erfahrungen mit den Anwendungen der Anleitung von 1976 führten unter 
gleichzeitiger Berücksichtigung der Anregungen aus Kreisen der Anwender, der V erwaltun­
gen und der Wissenschaft zu einer auf dem ~rsten Entwurf aufbauenden Fortentwicklung 
und Modifizierung des Verfahrens. Die neue Anleitung wurde 1982 vorgelegt und seitdem 
für alle diejenigen Investitionsvorhaben des ÖPNV mit einem Volumen über 50 Mio. DM 
eingesetzt, für die der Bund den Ländern Investitionshilfen nach dem Gemeindeverkehrsfi­
nanzierungsgesetz gewährt. Weitere Erfahrungen aus diesen Anwendungen mündeten 
schließlich 1988 in eine Fortschreibung der Verfahrensanleitung ein. 

Ohne auf Einzelheiten der Anleitung einzugehen, seien hier lediglich die wesentlichen 
Merkmale aufgeführt: 

(i) Es erfolgt eine durchgängige klare Trennung zwischen der Datenerfassung (die im 
wesentlichen eine Feststellung objektiver Fakten ist) und dem Bewertungsvorgang (der 
zwangsläufig auch subjektive Wertvorstellungen einschließt). 

(ii) Die Umsetzung der in unterschiedlichen originären Meßgrößen erfaßten Wirkungen in , 
eine einheitliche Meßskala zur Bildung von Indikatoren für die zusammenfassende 
Gesamtbewertung erfolgt so transparent wie möglich. Auf diese Weise läßt sich der 
Bewertungsvorgang ohne weiteres nachvollziehen. 

(iii) Das Bewertungskonzept versucht, die Vorteile der verschiedenen Verfahren von 
Nutzen-Kosten-Untersuchungen (Kosten-Nutzen-Analyse und Nutzwertanalyse) in 
Kombination nutzbar zu machen. 

(iv) Die Ausweisung der Gesamtbewertung erfolgt mit Hilfe von drei bzw. vier Beurtei­
l ungsindikatoren. 

- Der betriebswirtscha/tliche Indikator (A) umfaßt alle für die betriebswirtschaftliche 
Beurteilung relevanten Wirkungen. 
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- In de~ Kosten-.Nutzen-In~ikator (B) werden grundsätzlich diejenigen gesamtwirt­
sc~aftlIchen Wlrkun~en embezogen, für die eine Monetarisierung der Nutzen mit 
HIlfe von MarktpreIsen bzw. Opportunitäts- oder Vermeidungskostenansätzen 
durchgeführt werden kann. 

- In den nutzu:ertanalytischen Indikator (C) werden zusätzlich alle weiteren kardinal 
meßbare.n ZIelkriter.ien, die jedoch nicht monetär erfaßbar und auch nicht durch 
konvent.IO~~ll a~.geslche.r:e Umrechnungen monetarisierbar sind, einbezogen und 
durch die Uberfuhrung m Nutzwertpunkte saldierbar gemacht. 

- Schließlich k?nnen mit den sog. Intangiblen Kriterien (D) ggf. die nicht kardinal 
meßbaren WIrkungen verbal dargestellt werden. 

2.2.2 Frankreich 

Das LOTI (Loi d'Organisation des T.ransp~rts Interieurs/Gesetz zur Lenkung des Binnen­
verke~rs) vom 3~. Dezember 1982 bIldet dIe Grundlage für die Organisation des Nahver­
kehrs m FrankreIch. 

Die beiden grundlegenden Begriffe, die dieses Gesetz kennzeichnen, sind: 

- Dezentralisierung (das LOTI ist Teil eines Gesamtpaketes vor kurzem in Frankreich 
durchgeführter Dezentralisierungsmaßnahmen) und 

- Partnerschaft. 

Früher hatte der Zentralstaat die Zuständigkeit für die Organisation des größten Teils des 
Verkehrs. 

D~ ~?T~ hat den. Re.gionen, Depa.r:ements ~nd Städten mit ihrem Umland die Zuständig­
keIt für d~e OrgamsatIon un~er gewIssen Bedmgungen übertragen. Auf allen Ebenen (natio­
naler, regIOnaler usw.) soll dIe Partnerschaft zwischen organisierenden Behörden und Beför­
derungsunternehmern durch Vereinbarungen zwischen den Partnern in die Tat umgesetzt 
werden. 

Schließlic~ ?~ingen. die beiden Merkmale "Dezentralisierung" und "Partnerschaft" eine 
hohe FlexIbIlItät bel der Lösung der durch den Verkehr aufgeworfenen Probleme. 

Nach Festlegung der allgemeinen Richtlinien behandelt das LOTI jede Verkehrsart im ein­
zelnen: 

(i) den Eisenbahnverkehr: 

Die Organisation der Eisenbahnverbindungen, die in den vom Regionalrat nach Stel­
lun~~ahme der Generalräte und der für die Organisation des Nahverkehrs zuständigen 
~eho~den aufgestellten und fortgeschriebenen Regionalverkehrsplan aufgenommen 
smd, 1st Gegenstand von Vereinbarungen, die zwischen der Region und der SNCF abge­
schlossen werden. 

(ii) d en städtischen Personennahverkehr: 
~er ~ahverkehrsbereich umfaßt das Gebiet einer Gemeinde oder den Gebietszustän­
~Igkeltsbereich einer öffentlichen E~n:ichtung, die den Auftrag erhalten hat, den öffent­

chen Personenverkehr zu orgamsleren. Der Nahverkehrsbereich kann auch das 
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Gebiet mehrerer benachbarter Gemeinden umfassen, die beschlossen haben, gemeinsam 

den ÖPNV zu orga!Jisieren. 
Nach Stellungnahme des oder der betroffenen Gemeinderatsgremien wird von der für 
den Verkehr zuständigen Behörde ein Nahverkehrsplan aufgestellt. 
Der Nahverkehrsplan legt die allg~meinen Grundsätze für die ~r~anisation des .öffentli­
chen Verkehrs sowie für den fließenden und den ruhenden IndIvIdualverkehr 1m Nah­
verkehrsbereich fest. Er ist verbunden mit einer Untersuchung der Finanzierungsmoda­
litäten und der zur Deckung der Betriebskosten erforderlichen Maßnahmen. Für den 
Nahverkehrsplan ist ein Verwaltungsverfahren durchzuführen. 

den nichtstädtischen Straßenpersonenverkehr: 
Dieser nichtstädtische Straßenpersonenverkehr umfaßt folgende Gruppen: 

_ regelmäßiges öffentliches Angebot, 
_ Angebot auf Antrag, durchgeführt mit Fahrzeugen, deren Kapazität eme durch 

Erlaß festgelegte Grenze übersteigt, 

- private Angebote, 
_ gelegentliches öffentliches Angebot. 
Das regelmäßige Angebot und das Angebot auf Antrag werden unter Ausschlu~. der 
Verbindungen von regionaler oder nationaler Bedeu~ung vom DeI?artement organlSlert. 
Sie werden vom Departement oder von den öffenthch~n oder pnvaten. Unternehmen, 
die mit dem Departement eine zeitlich befristete Verembarung abschheßen, durchge-

führt. 
Das regelmäßige, nicht zum Nahbereich zählende An?ebot von regionaler Bedeutung 
wird in den Regionalplan aufgenommen, der vom ReglOnalrat nach ~tel~ungnah~.e der 
Generalräte und der für die Organisation des Nahverkehrs zustandlgen Behorden 

erstellt und fortgeschrieben wird. 

2.2.3 Schweiz 
In der Schweiz werden beim Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs zum Teil ähnliche Ver­
fahren angewandt wie in der Bundesrepublik Deutsc?land. Die Nutzwertanalyse zählt zu 
den am häufigsten eingesetzten Methoden, während dIe Kosten-~utzen-Analyse eh~r s~lten 
angewandt wird. All diese Verfahren sind jedoch nicht vorgeschnebe~. Der wohl wIchtIgste 
Grund hierfür besteht darin, daß für das über die Grundversorgung hmausgehende Angebot 
im öffentlichen Nahverkehr die Kantone und Gemeinden zuständig sind und nicht der 

Bund. 
Die Verkehrsinvestitionen werden zunehmend nach dem Grundsatz des wesensgerechten 
Einsatzes der Verkehrsmittel gelenkt. Im öffentlichen Personenverkehr legt der Bund den 
Umfang für den Schienenfernverkehr und das Grundangebot i~ Schienennahverkehr ~er 
Schweizerischen Bundesbahnen fest. Das Verkehrsangebot der Pnvatbahnen und der reglO­
nalen Busbetriebe inkl. PTT wird federführend von den Kantonen und Regionen in enger 
Zusammenarbeit mit den Betrieben des öffentlichen Verkehrs festgesetzt. Verlangen Kan­
tone oder Regionen im Regionalverkehr Angebotsv:rdichtungen, di.e über das vom Bund 
festgelegte Grundangebot hinausgehen, dann tragen SIe als Besteller dIe daraus entstehenden 

Mehraufwendungen. 
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Mit der Annahme des Konzeptes Bahn 2000 durch die Volksabstimmung vom 6. Dezember 
1987 ist zur regionalen Aufgabenteilung Bund/Kantone im öffentlichen Personenverkehr 
ein neues El~ment hinzugetreten: das Bestreben, durch die Bildung einer integrierten Trans­
portkette mIt und unterhalb des Halbstundenrasters im nationalen Fernverkehr"die Attrak­
tivität des öffentlichen Verkehrs als Gesamtsystem spürbar zu verbessern. Dieser Grundsatz 
erhält durch die Belange der Raumplanung, des Umweltschutzes und speziell durch die vor 
kurzer Zeit in Kraft getretene Luftreinhalteverordnung des Bundes zusätzliche Unterstüt­
zung. Da die Lan~esgrenzen wie im Raum Basel und Genf nicht mit den Grenzen der jewei­
ligen AgglomeratIon zusammenfallen, besteht ausdrücklich die Bereitschaft, die integrierte 
Transportke:~e, u~ter Ausschöpfung. aller Möglichkeiten der bestehenden gesetzlichen 
Grundlagen, uber dIe Landesgrer:tzen hmweg wirksam werden zu lassen, sofern das Verkehrs­
aufkommen dies ... rechtfertigt und die ~~chbarstaaten gleichgerichtete Zielsetzungen als 
Modellfall europalscher ZusammenarbeIt 1m Verkehrswesen ansehen und ihren anteiligen 
Beitrag dazu leisten. 

2.3 Planungsablauf 

Prinzipiell werden Planungen im öffentlichen Nahverkehr in den drei beteiligten Staaten 
nach gleichen Grundsätzen durchgeführt. 

Ausgehend von der verkehrlichen und betrieblichen Analyse des Ist-Zustandes werden Män­
gel in der vorhandenen Verkehrs bedienung festgestellt. Aufbauend hierauf werden Alterna­
tiven eines zukünftigen Angebots entwickelt und mittels Prognose rechnungen eingehend 
untersucht. Aus diesen Modellrechnungen wird eine Ausführungsvariante erarbeitet, die 
einer detaillierten Feinplanung in verkehrlicher, technisch-betrieblicher und ökonomischer 
Hinsicht unterzogen wird. Letztendlich wird als Ergebnis eine Beurteilung der beabsichtig­
ten Maßnahme erarbeitet, die Grundlage der anschließenden Verhandlungen für die Finan­
zierung der notwendigen Investitionen und für die Regelung der evtl. notwendigen Betriebs­
kostenabdeckung ist. 

Ei~e solide Nahverkehrsplanung als Entscheidungsgrundlage setzt zwangsläufig eine feinräu· 
mzge Betrachtung und Behandlung des Nahverkehrs voraus. Diese hängen in besonderem 
Maß~ von den .. verfügbaren Daten ab. Des weiteren ist es zwingend erforderlich, wegen der 
graVIerenden Anderungen gegenüber dem Status-quo-Angebot nicht nur das heutige ÖV­
Ver~ehrsaufk~n;tmen (Bahnen und Buslinien) allein zu betrac~ten, sondern das Gesamtpo­
tent1a~ aus Indl:ldualverkehr (IV) und öffentlichem Verkehr (OV) in die Betrachtungen ein­
zubeZIehen. DIes erfordert Analyse- und Prognosedaten für die Gesamtverkehrsnachfrage. 

Besonders wichtig ist in diesem Zusammenhang die Forderung nach der feinräumigen 
~etr~chtun~. der Verk~hrsströme. Im Gegensatz zu Planungen im Straßenverkehr, bei denen 
III VIelen Fallen bereIts relativ grob strukturierte Daten (Querschnittszählungen) für die 
F~stlegung von Ausbaustandards genügen, sind bei Planungen im öffentlichen Nahverkehr 
tlllräumig gegliederte Quelle-Ziel-Beziehungen erforderlich. Für die Prognose der Ver-
ehrs.nachfrage wird eine dementsprechende Differenzierung der Bevölkerungs- und 

Arb:I~splatzentwicklung benötigt. Nur auf dieser Grundlage lassen sich entsprechend den 
speZIfIschen Erfordernissen der Transportkette im öffentlichen Nahverkehr Linienkonzep-
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tionen mit möglichst wenig Umsteigevorgängen und kurzen ~eisezeiten entwickeln und . 
darauf aufbauend Aussagen zum Modal-Split und somit zum OV-Aufkommen machen. 

Darüber hinaus müssen die für die Beurteilung relevanten Auswirkungen so:,ohl auf der 
Kosten- wie auch auf der Nutzenseite auf der Basis dieser deta~llierten .ver~~hrl~chen.~ahlen 
ermittelt werden. Nur so können sie eine verläßliche Entscheidungshilfe fur dIe pohtIschen 

Entscheidungsträger darstellen. 
Trotz dieser prinzipiell gleichartigen Planungsbedingu.ngen u~d daraus a~zuleitenden V.?r­
gehensweisen bestehen in den drei beteiligten Sta~ten Jed~~h m der praktischen Durchfuh­
rung Unterschiede, die in den folgenden Abschmtten erlautert werden. 

2.3.1 Bundesrepublik Deutschland 
In der Bundesrepublik Deutschland sind in der.Reg~l. die regionalen Gebietskörperschaften 
(Kommunen, Landkreise, Regionalverbände) dIe ImtIatoren von Verkeh:suntersuchu~gen. 
Diese Untersuchungen müssen - sofern eine Förderung nach dem G~memde.:erkehrsfman­
zierungsgesetz angestrebt wird - nach der Vereinbarung des Bundes mIt den Land~rn a?,?and 
der Standardisierten Bewertung (vgl. Abschnitt 2.2.1) durchgefüh~ werd~n. Bel Rosl~lvem 
Abschluß der wirtschaftlichen Beurteilung beginnen in der Regel ~le rechtlIch ver~mdhchen 
Verhandlungen über die Realisierung der vorgeschlagenen bauhch.e~, verkehrhchen und 
betrieblichen Maßnahmen sowie über die Finanzierung der InveStitIOnen und der ~olge­
kosten des Betriebes mit den beteiligten Finanzierungsträgern und den Verkehrsbetneben. 

Für die aktuellen Fragestellungen im Zusammenhang mit der Schaffung eines int~gri~rten 
Nahverkehrskonzepts und ggf. des Verkehrsverbundes "Regio Basel" ist zu berü~kslchtIgen, 
daß für die Bundesrepublik Deutschland die Standardisierte Bewertung als Arbeitsgrundlage 
vorgegeben ist, die neben dem generellen Verfahrensablauf in sein.e~ Grundzüge~ vor allem 
auch die Durchführung der verkehrlichen Untersuchungen detaIllIert vorschreIbt. 

2.3.2 Frankreich 
Für jede Zuständigkeitsebene liegt die Planung bei der jew~ili~~n organisierenden Behörde. 
In der Region Elsaß wurden Regional- und Departementsieltplane Ende der 70er Jahre erar­
beitet. Alle betroffenen Organisationen (Körperschaften, V erwaltung~n und Unternehmen) 
beteiligten sich an der Ausarbeitung dieser Pläne . . Hinsi~.htl~ch des EI.senbahnang~bots von 
regionaler Bedeutung ist die Planung Gegenstand emer standlgen Abstimmung ZWIschen der 
Region Elsaß und der Regionaldirektion der SNCF. 
Um die Meinung der wichtigsten an den V erkehrsfr~gen Interessie~en zu ~er~,cksichtigen, 
hat die Region eine Arbeitsgruppe "Regionale ~echms~he Gruppe f~r den OV geschaf!en. 
Im Rahmen dieser Arbeitsgruppe wurde auch dIe Verembarung RegIon Elsaß/SNCF. (sl~he 
Absatz 2.2.2) ausgearbeitet. Die unter die Vereinbarung fallenden Planungen (Neuemnch­
tungen, Aufhebungen, Änderungen, Verbesserungen usw.) ~ür .das.Verkehrs~ngebot werde~ 
nach Einigung zwischen der Region Elsaß und der SNCF, dIe sIch m Nachtragen zu der Ver 

einbarung niederschlagen, durchgeführt. 
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2.3.3 Schweiz 

In der Schweiz werden Planungen zu Verbesserungen des öffentlichen Personennahverkehrs 
in der Regel u~ter .Federf~hrung .der hauptbetroffenen Verkehrsunternehmung in enger 
Zusa~mena:belt ~lt .den mtereSSlerten .G~meinwesen durchgeführt. Der Planungsablauf 
entspnch~ em~m ahnhchen Vorgehen WIe m der Bundesrepublik Deutschland. Allerdings 
:,erde~ mcht l~ all~n Fällen der Querbezug und die Auswirkungen zum Individualverkehr 
1m gleIchen Femheltsgrad herausgearbeitet. 

Die Planunge~ werden nac~ den allgemein anerkannten Regeln des Verkehrsingenieurwe­
sens durchgefuhrt und nun m zunehmendem Maße bei der Bezifferung der Vor- und Nach­
teile, über die betriebswirtschaftlichen Beurteilungen hinaus, durch volkswirtschaftliche 
Bew~rtungen ergän~t. Hingegen werden raumordnungs- und umweltpolitische Zielsetzun­
gen m der Regel mcht monetär' oder in Nutzwerten additiv verwendet sondern nur in 
einem Bewertungsprofil separat sichtbar gemacht. ' 

Besonders wichtig ist wiederum, daß die Planung und Realisierung in viel stärkerem Maße 
ein poli~ischer Proze~. ist. ~ie E~geb~isse dieser Untersuchungen werden im politischen 
~ntscheldungspr~zeß offenthch dl~kutIert. Je nach Umfang und Finanzierung der Projekte 
smd parlamentansche Beratungen m den zuständigen Gremien und ggf. sogar Volksabstim­
mungen auf Gemeinde- und Kantonsebene (in einigen Fällen auch auf Bundesebene) vorzu­
bereiten. Analoges gilt für die Bildung von Tarif- und Verkehrsverbünden. 

Für kantonsüberschreitende Planungsarbeiten für Verbesserungen des öffentlichen Regio­
~alverke~rs können Be?ördende.legationen als Aufsichts- und Begleitorgan größerer Pro­
Jekte ge?ddet werden, dIe - allerdmgs ohne eigene Entscheidungskompetenz - diese Projekte 
vorbereIten. ~n der Behörder:d.elegation .werden die in der Projektierungsphase nötigen Zwi­
sche~~ntschelde und gegensemgen AbstI~mungen getroffen und der Umfang eines Projekts 
~u Hande~ der beschlußfassenden GremIen festgelegt. Dasselbe Vorgehen ist auch bei grenz­
uberschreuenden Vorhaben des öffentlichen Nahverkehrs im Falle der Regio-S-Bahn Basel 
angeregt worden. 

3. Planung eines integrierten Nahverkehrskonzepts "Regio Basel" 
3.1 Ausgangslage und Zielsetzung 

Das ~n d~r ?rei-Länder-Region Basel heute vorliegende Netz der Eisenbahn entstand nicht 
als emh.elthche.s ~yste.m, so?,dern sehr divergierend nach Planungen des vorigen J ahrhun­
derts, dIe auf dIe JeweIls nationalen Bedürfnisse der damaligen Zeit abgestimmt waren. Ent­
spreche~d diesen nationalen Streckennetzen wurde auch das Verkehrsangebot im N ahver­
kehr rem national orientiert, entsprechend den lokalen - auf das jeweilige Land ausgerichte­
ten - Pendlerbedürfnissen und Hauptverkehrsströmen. Grenzüberschreitender Nahverkehr 
war zur damaligen Zeit nicht zu berücksichtigen. Verbindungen im europäischen Fernver­
k~.hr wurden von den Eisenbahnverwaltungen bereits damals durch einige durchlaufende 
Zuge angeboten, die vor allem dem Handels-, Geschäfts- und Privatreiseverkehr dienten. 
Inz . h . d· Z ~ISC en 1St le usammenarbeit der Staaten und das Hervorheben der Gemeinsamkeiten 
SOWIe der gemeinsamen Interessen um ein Vielfaches verbessert worden. Dies äußert sich 
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auf den verschiedensten Gebieten. Im öffentlichen Verkehr zeigt dies z. B. die Verknüpfung 
der internationalen Schienenfernverbindungen. 

Für die Region besonders bedeutsam ist der große Aufschwung, den vor allem die Stadt 
Basel als Wirtschaftszentrum genommen hat. Dieser Aufschwung nach dem 2. Weltkrieg 
hatte zur Folge, daß nicht nur innerhalb der Schweiz die Pendlerbewegungen stärker auf 
Basel konzentriert wurden, sondern auch Pendler aus der Bundesrepublik und Frankreich 
im Wirtschafts- und Industriezentrum Basel ihre Arbeitsplätze fanden. Diese Entwicklung 
blieb nicht auf Basel als Stadt beschränkt, sondern übertrug sich gleichermaßen auf die 
gesamte Nordwestschweiz, indem sich auch die Industrieansiedlungen auf die Region aus­
breiteten. Mit dieser Entwicklung ging auch ein verstärkter grenzüberschreitender 
Geschäfts- und Einkaufsverkehr einher. 

Die Bewältigung des damit entstehenden Nahverkehrs wurde beinahe vollständig dem Pkw 
überlassen, eine Anpassung des öffentlichen Verkehrsnetzes an die neuen Verkehrsbedürf­
nisse fand nicht statt. Dies hat dazu geführt, daß der öffentliche Personennahverkehr in der 
Agglomeration Basel - die einem Ballungsraum mit angrenzendem Verdichtungsraum sehr 
wohl vergleichbar ist - durch nach wie vor voneinander beinahe vollständig getrennte eigen­
ständige Netze gekennzeichnet ist. Es existiert heute keine grenzüberschreitende Schienen­
nahverkehrsverbindung im Eisenbahnverkehr. Die nationalen Linien enden in den jeweili­
gen nationalen Bahnhöfen (die französischen im Elsässer Bahnhof, die schweizerischen im 
Bahnhof Basel SBB, die deutschen im Bahnhof Basel Badischer Bahnhof). Ebenso enden die 
Straßenbahnlinien der Basler Verkehrsbetriebe - mit einer Ausnahme - jeweils an der 
Grenze (z. B. Riehen-Grenze, wenige Meter vor Lörrach). Auf der Schiene besteht somit 
z. B. zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweiz die einzige Verbindung mit 
Zügen des Ie-Verkehrs und des übrigen internationalen Fernverkehrs. 

Dieser für einen Ballungsraum dieser Größe eigentlich nicht haltbare Zustand ruft Probleme 
großen Ausmaßes hervor und hat dazu geführt, daß in den letzten Jahren in der Region 
zunehmend Überlegungen angestellt werden, wie dieser Situation entgegengewirkt werden 
kann. 

So entstand, ausgehend von nationalen Überlegungen, an die sich die Erkenntnis der Not­
wendigkeit eines koordinierten, grenzüberschreitenden öffentlichen Nahverkehrs anschloß, 
die Idee des Verkehrsverbundes der Region Basel. Gerüst eines solchen integrierten ÖV­
Konzeptes ist die Schaffung einer Regio-S-Bahn in Form eines gemeinsamen, abgestimmten 
Verkehrs angebots der drei Staatsbahnen. Ergänzend hierzu soll der feinverteilende öffentli­
che Nahverkehr des Straßenbahn- und Busbetriebes auf die Erfordernisse eines integrierten 
Angebots abgestimmt werden. Dies setzt auch voraus, daß bereits jetzt bei jedem Schritt zur 
Verbesserung des öffentlichen Nahverkehrs das langfristig angestrebte Ziel mitberücksich­
tigt wird. 

Zur bestmöglichen Koordinierung und zum wesensgerechten Einsatz der einzelnen Ver­
kehrsmittel ist der Verkehrsverbund die zweckmäßigste Lösung. Nur mit der Schaffung 
eines in Netz-, Fahrplan- und Tarifgestaltung abgestimmten Angebots "aus einem Guß" 
kann im Großraum der Region Basel ein verstärktes Umsteigen der Verkehrsteilnehmer auf 
den öffentlichen Verkehr erreicht und damit ein spürbarer Beitrag zur Entlastung der Stra-
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ßen in ddiesem Raum sowie ganz allgemein zur Verringerung der Umwelt belastungen gelel' 
stet wer en. -

~emeinsames Ziel aller Beteiligten aus der Region muß es sein ". . 
rt .. b h' , em mtegnertes und koordl 

me es grenzu ersc reitendes Verkehrsangebot zu schaffen. -

Darüber. h
k 
in laus isdt dder Verbund als Modell der konkreten europäischen Zusammenarbeit 

zu entwiC e n un arzustellen. 

3.2 Einzelrnaßnahmen und Untersuchungsbedarf 

3.2.1 Verkehrliche Grundlagen 

- Verkehrsangebot und Verkehrsnachfrage 

Eine Mängelanalyse des Ist-Zustandes zeigt wie im Abschnitt 3 1 b 't 1"' d 
rel1~ Fehlen grenzüberschreitender öffentlicher Nahverkehrsve'rbinedreuinSgeenr aDut~rt, Tas gen he-

11 .. f' d' F 11 . lese atsac e 
a eI~ genugt ur Ie estste ung, daß für die Planung der Regio-S-Bahn d' B h d 
heutigen Verkehrsströme allein im öffentlichen Verkehr nicht ausreI'cht leW etracdtung 

r er 
d r h . d .. . egen er error-
er I~ en graVIeren e? Anderungen des Angebots gegenüber dem Status-quo ist f" d' 

ErmIttlung der A k d R . ur Ie "n r h V kushwlrd ungen er eglO-S-Bahn das Gesamtpotential aus Individual- und 
o ent IC em er e r es Ist-Zustandes einzubeziehen. 

~i~e ers~e Gr;.n~ag~.für die Abschätzung des Bedarfs eines grenzüberschreitenden Nahver-
e rs ze~gen. Ie tu Ien von M.0hr und Meyer über die deutschen bzw. französischen Berufs­

~:n.dler m dIe Nordwestschv:elz. Die dort ermittelten Zahlen lassen - noch unter Vernach­
lasslgung des ges~mten so-?stIgen Ausbildungs-, Besorgungs- und Freizeitverkehrs _ bereits 
erkennen, daß. eI~ erhe.blIches Po~ential an grenzüberschreitender Verkehrsnachfra e im 
Nah~erkehr ~XIStIert. DIe dort ermI.ttelten Potentiale sind jedoch als Grundlage der wefteren 
ArbeIten weItaus zu grob struktunert. 

- Datenanforderungen und Datengrundlagen 

~:~t~li~e Na~verkehrsplanung als Entscheidungsgrundlage setzt zwangsläufig eine fein­
I 6

e et~~c ~ung und Behandlung der Verkehrsnachfrage voraus. So ist für die Ermitt~ 
~~~ ~es zu~unftIgen Modal-Split (a~so die Verkehrsteilung zwischen IV und ÖV) eine fein-

B
g 

. rhlge Er assung der ~ erkehrsbezIehungen auf der Basis von Verkehrszellen (Quelle-Zi 1-
eZIe ungen) erforderlIch. e 

Lediglich für den die Regio-S-Bahn betreffenden Teilbereich der Schweiz der dem Gesamt 
:i~keh~~o:ell Bas~l entspricht, ist festzustellen, daß die Gebietseinteilu~g in ihrer feinräu~ 
Au/;euts ~ e~u-?g . en Anforderunge~ e.iner. differenzierten Verkehrsplanung entspricht. 
Auf r. c .. e: eIte I~t da.s Datenmat.en:! m semem räumlichen Bezug zu grob strukturiert. 
Nachfifanzodszscher Seite lIegen derzeIt fur den nicht grenzüberschreitenden Verkehr keine 

rage aten vor. 

Für die endgült" B '1 . 
ergänzende U Ige ~urtel ung e.mer !v1aßnahme wie der Regio-S-Bahn sind zusätzliche 
schen b ntersuc ungen somIt zwmgend erforderlich. Diese Arbeiten wurden inzwi-

egonnen. 
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3.2.2 Integrierte Netz-, Linien- und Fahrplanplanung 
Die detaillierte Ausarbeitung des endgültigen Linienkonzeptes kann sinnvollerweise erst 

nach Vorlage der Verkehrsnachfragedaten erfolgen. 
Zum Netz der Regio-S-Bahn existiert heute die Vorstellung der Endpunkte Laufen, Olten, 
Frick, Laufenburg, Waldshut-Tiengen, ZeH, Müllheim und Mulhouse. Damit ist auch das 
Gebiet der Bedienung durch die Regio-S-Bahn festgelegt, auch wenn die endgültigen End­
punkte erst nach Vorlage der detaillierten Verkehrsuntersuchung festgelegt werden können. 
Gleiches gilt für die Bildung von Durchmesserlinien bzw. die Frage, in welchen Bahnhöfen 
systeminterne Verknüpfungen der Regio-S-Bahn sowie Verknüpfungen mit Zubringerlinien 

hergestellt werden. 
Eine integrierte Planung setzt voraus, daß nicht nur das Regio-S-Bahn-System in sich, son­
dern vor allem auch in der Abstimmung mit den weiteren beteiligten Verkehrsunternehmen 
gesehen wird. Dies bedeutet, daß die in der Region vorhandenen lokalen und regionalen 
Straßenbahn- und Buslinien auf die Regio-S-Bahn abgestimmt werden und daß die Linien­
führung des ergänzenden ÖV-Netzes überall dort als konsequenter Zubringer zur Regio-S­
Bahn konzipiert wird, wo der Bus darüber hinaus keine oder nur geringe eigenständige Ver-

kehrsaufgaben zu erfüllen hat. 
Nur wenn alle Beteiligten an der gesamten Transportkette ein ineinandergreifendes inte­
griertes und aufeinander abgestimmtes System bilden, hat das Angebot des öffentlichen Ver­
kehrs im Rahmen eines Verbundes eine echte Chance, sich gegenüber der Benutzung des 
Pkw zu behaupten bzw. neue Marktanteile an sich zu ziehen. 

Das Bedürfnis des Verkehrskunden bei einer Fahrt reicht von Haustür zu Haustür, eine For­
derung, die der Pkw beinahe ideal erfüllt. Der Verkehrsteilnehmer zieht den öffentlichen 
Verkehr erst dann in Betracht, wenn dieser eine schnelle, preiswerte und attraktive Alterna­
tive anbietet. In der Drei-Länder-Region Basel würde die Regio-S-Bahn das Gerüst dieser 
Transportkette bilden; ohne ergänzende Maßnahmen der verschiedenen Zubringer kann sie 
ihren vollen Verkehrswert jedoch nicht erreichen, wodurch die Forderung einer integrier­
ten Planung begründet ist. Dabei sind zur Vervollständigung des äV-Gesamtangebots auch 
die Zubringer- bzw. Übergangsmöglichkeiten von individuellen Verkehrsmitteln auf den 
ÖV zu schaffen bzw. zu verbessern. Dies bedeutet, daß an peripheren Stationen Anlagen 
für das Park-and-Ride sowie für das Bike-and-Ride zu schaffen sind, die das Abstellen priva­
ter Pkw, Krafträder und Fahrräder erlauben und gleichzeitig den schnellen Transport mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln in die Zentren ermöglichen. 

. 3.2.3 Tarifgestaltung im Verbund 
Das zweite wichtige Element einer Verbundgestaltung - neben dem abgestimmten Bedie­
nungsangebot _ ist das Angebot eines einheitlichen Verbundtarifes. Hauptziel ist es, dem 
Kunden das öffentliche Verkehrsangebot in der gesamten Region - im vorliegenden Fall 
grenzüberschreitend - auch auf der tariflichen Seite als eine Einheit darzustellen. 

Aufgrund der bestehenden Situation im Dreiländereck ist zu prüfen, in welcher Weise die 
in anderen (national einheitlichen) Ballungsräumen gängige und bewährte Praxis im Groß-
raum Basel ergänzender Absprachen und Regelungen bedarf. 
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Die zusätzlichen, andernorts in dieser Form nicht auftret d . 
allem aus .~er national unterschiedlichen Kostenträ h eftn e~ Pro~leme ergeben sIch vor 
sung des OPNV Darüb h' . d P . g~rsc a ,Fmanzlerung und Bezuschus-

h 
. er maus sm reisunterschiede die s· h d h W h lk 

sc iede ergeben, zu beachten. ' lC urc ec se ursunter-

3.2.4 Grenzübergangsregelungen 

Die zoll- und grenzpolizeilichen Kontrollen und d 1 . 
haben auf die Attraktivität des grenz"b h ' d ara~sffevt : resultIerende Erschwernisse 
Einfluß. u ersc reIten en 0 entlIchen Verkehrs einen großen 

Das beabsichtigte · öffentliche Verkehrsan ebot . d' k " . 
ermöglicht erheblich kürzere Reisez.;iten ~ls da n;:t Ire ten, grenzuberschreltenden Linien 
bot. Em zusätzlicher Aufenthalt we G s euuge, an de? Grenzen gebrochene Ange­
gen der öffentlichen Verkehrsmittelgt:~l r~nz- ~~d ZollformalItäten würde die Anstrengun­
Grenzübertritts im Straßenverkehr (~ ;el~e WIe er ent::~[.ten. Angesichts des erleichterten 
fung) sollte auch für Benutzer der öffe~tiich~:otastu~ u .lch[. Praxis der Stichprobenprü­
derecks ein möglichst ungehindertes P' der Ge rsmltte l~ N ~hverkehr des Dreilän-

. " assleren er renze verwIrklIcht werden. 

SoweIt uberhaupt Kontrollen stattfinden müssen - d . . ." 
den EG-Ländern Bundesrepublik Deutschland ~v~n 1St z~mmdest bel~ Ubergang von 
Schweiz auszugehen _ sollten sie so erfol d ß ~n. ran~~elch zum Nlcht-EG-Mitglied 
verluste entstehen Damit steht autom t?en

h
, d·

a 
( ~lhne Vebrzogerungen und somit Reisezeit-

. ' a ISC le StlC pro en . ) K 11' f 
Zug, WIe sie heute bereits im Fernverkehr dur h f'h w~lse. ontro e 1m ahrenden 
erscheint _ wie erste Gespräche mit V rt J ge u rt wIrd, 1m Vordergrund. Diese 
grundsätzlich möglich und sollte als z~ re~er~ß' er G~enzk~ntroll~rgane gezeigt haben -
Darüber hinaus können diese Kontrollen e~u;n~ 19S~~ l' o~ge ~nhswelse ang~strebt werden. 
an den Bahnhöfen der Regio S Bah " c zdusatz lC e suc probenwelse Maßnahmen 

- - n erganzt wer en. 

3.2.5 Ergänzende Maßnahmen 

Ergänzende und flankierende Maßnahmen könne d' . 
Verkehrsmittel zusätzlich unterstützen Hierzu Zäh~t le A~zle~un~s~raft der öffentlichen 
"Markenzeichen" der Regio-S-Bahn. . z. B. em emheItlIches Rollmaterial als 

Die Akzeptanz und Annahm' . 1 . . durch den Kunden wird d '~bemhe~ reglOna en, l?tegnerten öffentlichen Verkehrsangebots 
h ,, ' aru er maus wesentlIch erhöht . h d "b . . 

cer, uberslchtlicher und schneller W' . f . k ' wenn er SlC aru er m emfa-
cher Form präsentiert wird. else m ormleren ann, das Angebot also in einheitli-

In der Entwicklung der Bahnhofsgebiete durch die A f . 
eme sinnvolle Ergänzung zu den besteh d S' dl u ;ertun

g 
der Bahnhofsbereiche ist 

der Bahnhöfe sind W ohnun en Arb :n e:-: le ~ngssc werpunkten zu sehen. Im Umfeld 
durch öffentliche V erkehrsm1tt:l ersc~~tsplatze, ~l~.kaufs- un~ ~egegnungsstätten optimal 
der Konzentration für die Wirtsch ft f" o~en u~ le~n ~omlt ~nteressante Möglichkeiten 
santenlagen und gute verkehrl' h a E' ur

hl
. eßwer e- un ~lenst~elstungsbetriebe, die auf Pas-

lC e rsc le ung angewIesen smd 
Auch . ' . . mIt emem attraktiven öffentlichen Nahv k h k d . . 
Zahl von Verkehrsteilnehmern für die äV-B er e r ann a~ ZIel, eme mö~lichst große enutzung zu gewmnen, nur erreIcht werden , 
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wenn nicht gleichzeitig auch die Attrak~ivität des Indivi~ualverkehrs gesteigert wird. Dies 
bedeutet, daß beim Ausbau der öffentlIchen VerkehrsmIttel auf Ausbaubestrebun.gen ~es 
Straßennetzes nach M~glichkeit dort verzichtet wird, w.0 eine ~i:ekte Konkurr~.nzsltuatlon 
zur Schiene besteht. OV-unterstützende Maßnahmen 1m Indlvld~~lverkehr konnen d~m­
gegenüber durch Schaffung von P + R-Plätzen ~n~ verbe~serten Ube.rgangsmöglichkelten 
außerhalb der Zentren und durch Parkrestnktlonen m Kerngebieten vorgenommen 

werden. 

3.3 Gemeinsames Beurteilungsverfahren 

Für die gemeinsame Beurteilung der Vorhaben "Regio-S-Bahn" u~d "Ver~ehrs- und Tarif­
verbund Großraum Basel" ist es von besonderer Bedeutung, daß em gememsames, von den 
drei Ländern getragenes, Verfahren gefunden. wird, das e~ erlaubt, .das Projekt als gan~es 
einer wirtschaftlichen Bewertung zu unterzIehen. DabeI sollten m umfassender Welse 
sowohl die betriebswirtschaftlichen Aspekte aus der Sicht der Betreiber und Benutzer ~ls 
auch vor allem die gesamtwirtschaftlichenl gesamtgesellscha~tlichen Kriteri.en b~rück~ichtlgt 
werden. Dies schließt nicht aus, daß Teilbereiche darüber hmaus auch aus JeweIls natIOnaler 

Sicht beurteilt werden können. 

Im Prinzip bietet sich dabei die Vorgehensweise ein~s multikriteriell~n B~~rteilungsverfa~­
rens an, wie es z. B. in Form der in der Bundesrepubhk Deutschland eI~gefuhrt~n StandardI­
sierten Bewertung (vgl. Abschnitt 2.2.1) vorliegt. Unabhängig von den 1m DetaIl no~~ dur~h 
die beteiligten Entscheidungsträger der drei Länder festzulege.nden Bew.ert.ungsans~t~e~ 1st 
damit eine solide Meßvorschrift für die Erfassung der AusWIrkungen m Ihren ongmaren 
Meßgrößen gegeben. Damit wird zum einen die Datengr~ndlage f~r die weitere B:wertu~g 
gelegt, zum anderen erfolgt die Aufbereitung der Auswlrkung~n m faßba:en Großen, dIe 
auch für die Aufbereitung für die politische Diskussion und dIe anschau.hche D::" rs~ell~ng 
der Kosten- und Nutzeneffekte geeignet ist. Soweit erforderlich, können m de~ Knter.I~n­
katalog der Standardisierten Bewertun~ problemlos weit~re. V erf~ine~~ngen bel den TeIlm­
dikatoren, z. B. im Sinne der SchweIzer U mweltvertraghchkeltsprufung, vorgenommen 

werden. 
Die gemeinsame Bewertung und Beurteilung des Gesamtprojek~es ist Vorau~setz~ng für die 
erforderlichen Finanzierungszusagen der beteiligten Länder, regIOnalen G~.ble~skorperschaf­
ten und Kommunen. Sie ist aber auch ganz entscheidende Voraussetzung fur dIe Darstellung 
des Vorhabens als grenzüberschreitendes europäisches Pilotprojekt. 

3 .4 Investitionszuschüsse 
Auf der Basis des in Abschnitt 3.3 dargestellten gemeinsamen Beurteilungsverfahrens ~ön­
nen die national unterschiedlichen Zuschußgeber die weitere Finanzierung der ReglO-S-

Bahn ableiten. 
Dies bedeutet zunächst die Finanzierung der erforderlichen Infrastrukturinvestiti~nen. 
Diese können zunächst nach länderspezifischen Gesichtspunkten für die einzelnen natIona-

h· . . f llen 
len Infrastrukturmaßnahmen getroffen werden. Ob darüber maus InvestltIonen an a. 
werden, die als Gemeinschaftsaufgabe gemeinsam oder durch weitere Dritte (z. B. für Pllot-
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aufgaben die EG) zu tragen wären, ist zum derzeitigen Zeitpunkt nicht abschätzbar; auch 
darüber kann sinnvollerweise erst nach Kenntnis der Ergebnisse der detaillierten Verkehrs­
zahlen und der planerischen Untersuchungen befunden werden. 

Für die Investitionen in die Infrastruktur und evtl. auch in Fahrzeuge könnte auch ein 
Schlüssel gefunden werden, der sich an den nationalen Streckenlängen, der Zahl der beför­
derten Personen, den angebotenen Leistungen (oder Kombinationen dieser) und evtl. weite­
rer Kriterien orientiert. Hier bleibt für die politische Ausgestaltung der Verträge großer 
Spielraum. 

3.5 Trägerschaft und Kostenabgeltung 

Prinzipiell sind mehrere Formen der Trägerschaft eines Verkehrs- und Tarifverbundes 
denkbar. . 

In diesem speziellen Fall sollen hier zunächst nur zwei Möglichkeiten (sozusagen als Eckpo­
sitionen) genannt werden: 

nati?nale Trägergesellschaften mit einer "Delegation" für di~ gegenseitige Abstimmung 
SOWIe 
eine aus Beteiligten aller drei Länder gebildete gemeinsame Verbundgesellschaft, der die 
Kompetenz der Angebotsplanung im Verbundraum übertragen wird. 

Inwiefern hier politische, rechtliche und steuerliche Probleme eine Lösung bevorzugen bzw. 
von vornherein ausschließen, ist dabei noch zu prüfen. 

~ nt er fachlichen Gesichtspunkten zeigt die Erfahrung, daß eine Verbundorganisation mit 
Ubernahme der Planungskompetenz hinsichtlich verkehrlicher und betrieblicher Belange 
auf lä?gere Sicht die günstigere Alternative darstellt. Diese - als gemeinsam getragenes eigen­
ständIges Unternehmen geführte - Verbundgesellschaft tritt quasi als Besteller des betriebli­
chen Angebots bei den beteiligten Verkehrsbetrieben auf; sie nimmt die Fahrgeldeinnahmen 
und evtl. Ausgleichszahlungen entgegen und rechnet sie mit den Verkehrsbetrieben ab, die 
ihrerseits wirtschaftlich und rechtlich eigenständige und eigenverantwortliche Betriebsun­
ternehmen bleiben. Darüber hinaus führt sie die notwendigen Planungen für die verkehrli­
chen Belange des Verbundes durch. 

An der Trägerschaft der Verbundgesellschaft sind die Staaten, die regionalen Gebietskörper­
schaften, die Kommunen und die Verkehrsbetriebe in angemessener Form zu beteiligen. 

I?ie Verteilung der Einnahmen und die Abgeltung von Unterdeckungsbeträgen sind vertrag­
lIch zu :egel~. Auch hi~r gilt (vgl. Abschnitte 3.3 und 3.4), daß eine Unterteilung in natio­
nale .T eIlb~reiche und emen gemeinsam zu bewirtschaftenden Teilbereich möglich und aus 
heutiger SIcht sinnvollerweise (zumindest in der Anfangsphase, um Erfahrungen zu sam­
meln) auch anzustreben ist. Als Verteilungsschlüssel ist eine Kombination aus angebots- und 
nachf~age?rie?tierter Leistungsberechnung zu empfehlen, die zwar in der Aufstellung auf­
w~ndlger 1St, m der Gesamtbetrachtung jedoch zu einer sachgerechteren Aufteilung führen 
WIrd als eine der beiden "einseitigen" Lösungen. Hier sind die langjährigen Erfahrungen aus 
anderen Räumen in den drei beteiligten Staaten einzubeziehen. 
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4. Weitere Vorgehensweise 

Das Projekt Regio-S-Bahn in Kombination mit einem Verkehrs- und Tarifv~r~und für die 
Drei-Länder-Region Basel hat inzwischen auf der politischen Ebene ~benso wle.m den. bahn­
internen Überlegungen einen Stand erreicht, der es geboten erschemen l~t, .Jetzt dl~ ent­
scheidenden Schritte einzuleiten mit dem Ziel, das Projekt aus der unverbmdhchen DIskus-
sionsphase in die konkrete Planung zu' überführen. 

Erster Schritt für das weitere Vorgehen ist die inzwischen begonnene feinräum~ge D~tener­
mittlung/-aufbereitung für das gesamte Einzugsgebiet der Regio-S-Bahn unter ~mbezlehung 
aller öffentlichen Verkehrsanbieter und des Individualverkehrs als Grundlage emer Verkehrs-

prognose für den Gesamtraum. 
Damit wird als nächster Schritt die Erfassung der Auswirkungen (Kosten und Nutzen) d~r 
Maßnahmen (incl. alternativer Lösunger9 erm?glic~t, die ~hrer.s~its Vor~u.ssetzung für dl~ 
anzuschließende Bewertung und BeurteIlung 1st, dIe den Jewelhgen ~ollt1sc~en E~tsc~e~­
dungsträgern als Entscheidungshilfe dient. Hierfür ist ~uch die Erarbel~ung eme~ ~.mhelth­
chen, in allen beteiligten Ländern anwendbaren Tanfsystems, ~as dIe Unpar~taten der 
Zuschußmöglichkeiten und die Wechselkursschwankungen ausgleIcht, erforderhch: 

Am Ende dieser Arbeitsschritte ist also im Verfahrensablauf der Zeitpunkt gekommen, bei 
dem die Entscheidungsträger ihre verbindliche Aussage über Umfang und Art der Regio-S­
Bahn und des Verkehrs- und Tarifverbundes zu treffen haben. Bezüglich der Prüfung von 
Alternativen bietet sich u. U. ein zweistufiges Vorgehen an. 

Hieran schließen sich die Verhandlungen über die Verbundorganisation, die nationalen und 
gemeinsamen Finanzierungsmodalitäten sowie die gemeinsame Regelung zur Kostenträger-

schaft an. 
Im Interesse einer raschestmöglichen Realisierung des Gesamtprojektes lassen sich - n.a~h 
entsprechenden verbindlichen politischen Absichtserklärungen - im K~nsen.s aller .Betelh~­
ten u. U. bereits in Vorstufen parallel zu den Verhandlungen erste (sachhch emdeuuge) Tell-

vorhaben in Angriff nehmen. 
Die aus den vorstehenden Ausführungen absehbare Dauer der detaillierten pla~erischen 
Untersuchungen und der notwendigen politischen Diskussionen .bis z~r endgültIgen Ent­
scheidung macht deutlich, daß die ersten Schritte möglichst bald emgeleltet werden sollten. 
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Sitzungsvorlagen und -vermerke 
- Zwei- und dreiseitiger Regionalausschuß 
- Arbeitsgruppe Regionale Verkehrspolitik 
- Expertenausschuß Nahverkehr im Dreiländereck 
- Expertenausschuß Integriertes Bahnnetz Oberrhein 
- Arbeitsgruppe der drei Staatsbahnen. 

Unterlagen der Staatsbahnen (DB, SBB, SNCF). 

Summary 
At the s~uthe:n Upper Rhine :,ith Basel being its centre, there are various interlinks of trade and industry as well 
as of res,dent~al and commerclal areas beyond three state borders. In public transportation, as an important link 
of ~ conurbatlOn, however, hardly any decisive steps towards a common solution have been realized so far. This 
regIon, as a cl?sely linked European commercial area, seems to be suitable to examine and to show the possibilities 
of a cooperatlOn across the borders, also in public transportation. 

The introduction ?f the "Regio-S-Bahn" is considered to be a basis for the planning of a border-crossing public 
transport sys:em m the "Regio Basiliensis" . Combined with a transport and fare association for the Three­
Country-ReglOn of Basel, in the meantime this project, on the politicallevel as weil as on the internal observations 
of th.e thre~ rail,:"ay companies, has reached a position wh ich requires to lead the project from a non-committal 
phasls of dlscusslOn to a concrete planning. 

This .p~per g~ves a description of the administrative, organizational, and operational requirements and marginal 
condltlons wlthin the three participating countries and shows a possible way to the introduction of the "Regio-S­
Bahn" . 




